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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 5129.) Reoidittes Reglement für die Weſtphäliſche Provinzial: Feuerfozietät. Vom 
26. September 1859. f 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


haben unter Beruͤckſichtigung der Antraͤge Unſerer getreuen Staͤnde der Pro⸗ 
vinz Weſtphalen an Stelle des Reglements für die Provinzial-Feuerſozietaͤt der 
Provinz Weſtphalen vom 3. Januar 1836. und der auf daſſelbe bezuͤglichen 
weiteren Verordnungen das gegenwärtige revidirte Reglement zu erlaſſen be— 
ſchloſſen, und verordnen demnach was folgt: 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
K 1. 


Es ſoll fuͤr die ganze wenne Weſtphalen in derjenigen Begrenzung, 
welche dieſelbe als Oberpraͤſidialbezirk hat, nur Eine oͤffentliche Soyierät beſtehen, 
deren Zweck auf freiwillige gegenſeitige Verſicherung von Gebäuden gegen Feuers⸗ 
gefahr gerichtet, und in welcher alſo dieſe Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich 
uͤbernommen iſt, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniß 
eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur 
mit den ihm nach dem gegenwärtigen Reglement pro rata feiner Verſicherungs— 
ſumme obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. Andere, auf Gegenſeitigkeit der 
Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr gerichtete Geſellſchaften und Anſtal⸗ 
ten duͤrfen nur ſolche ? 1 von Gebaͤuden in der Provinz uͤberneh⸗ 
men, deren Verſicherung bei der Provinzialſozietaͤt nicht ſtattfindet. Doch blei⸗ 
ben ſolche Vereine unter Nachbarn geſtattet, welche den Zweck haben, bei Brand⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Oktober 1859. 
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unfaͤllen ſich gegenſeitige Unterſtuͤtzungen durch Baufuhren und Lieferung von 
genre gegen Bezahlung eines angemeſſenen gleichfoͤrmigen Preiſes zu 
gewaͤhren. 


§. 2. 


Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Provinzial-Feuerſozietaͤts— 
Angelegenheiten, die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden 
und Mitgtie en der Sozietaͤt, die amtlichen Atteſte uͤber die Verſicherungen 
und die Quittungen über empfangene Brandentſchaͤdigung find vom tarifmaͤßi— 
gen Stempel und von Sporteln entbunden. 

Zu ne mit einer ſtempelpflichtigen Partei ift der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, und zu den Nebenexemplaren derſelben der 
Stempel beglaubigter Abſchriften zu verwenden. Bei Progeifen ift die Sozietät 
von der Zahlung der Gerichtskoſten unter der im $. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 
1851. (Geſetz „Sammlung S. 622.) beſtimmten Maaßgabe befreit. 


. 


Der Sozietaͤt ſteht die Portofreiheit für alle mit der Rubrik „Feuerſozie— 
taͤtsſache“ verſehenen und mit oͤffentlichem Siegel verfchloffenen Berichte, Gel⸗ 
der und Packete zu, die in Sozietaͤtsangelegenheiten zwiſchen den Behörden, 
ſowie zwiſchen den in Prozeſſen der Sozietät als deren Mandatarien beftellten 
Rechtsanwalten und der Direktion hin und her geſandt werden. Privatperſonen 
und einzelne Intereſſenten muͤſſen dagegen ihre Briefe an die Sozietaͤtsbehoͤrden 
frankiren, und kommt ihnen und den an ſie ergehenden Antworten die Porto— 
freiheit nicht zu Statten. a 


H. 4. 


Jede öffentliche Behörde ſoll verpflichtet fein, der Direktion der Provin— 
ial⸗Feuerſozietaͤt jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der requirirten Be— 
hörde) Geſchaͤftskreiſe gehkrige Auskunft, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Be— 
denken entgegenſtehen, zu ertheilen. 

$. 5. 

Vereidete Baubeamte ſind ſchuldig, innerhalb ihres Geſchaͤftskreiſes den 
Requiſitionen der Direktion zu Tax- oder Brandſchadensaufnahme oder zu Re— 
vifionen Folge zu leiſten, und ſollen dazu noͤthigenfalls von der vorgeſetzten Re— 
gierung angehalten werden. 

Ebenſo iſt jeder fachverftändige Bauhandwerker verpflichtet, innerhalb des 
Kreiſes, worin er anſaͤſſig iſt, auf die Aufforderung der Sozietaͤtsbehoͤrden in 
den Terminen zur Aufnahme von Taxen oder Brandſchaͤden ſich einzufinden 
und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren. 

Den Baubeamten und Bauhandwerkern werden fuͤr ſolche ace die 

Ge üb: 
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Gebuͤhren und Reiſekoſten nach denſelben Saͤtzen gezahlt, welche ihnen bei ähn- 
lichen Geſchaͤften für Staatsrechnung zukommen wuͤrden. Die Liquidationen 
derſelben find erforderlichenfalls von der Regierung feſtzuſetzen. 


B. Verſicherungspflicht der Sozietät und Aufnahmefähigkeit 
der Theilnehmer. 


H. 6. 


Die Sozietaͤt darf zur Verſicherung gegen Feld daeſaht nur Gebaͤude, 
und zwar nur ſolche Gebaͤude aufnehmen, die innerhalb der Provinz Weſtpha⸗ 
len (J. 1.) belegen find. Bei Fabrifgebäuden und Mühlen können jedoch die 
15 Betriebe erforderlichen Maſchinen und Geraͤthe, inſoweit fie nicht als Mo⸗ 
bilien zu betrachten, bei Kirchen und Schulen die Baͤnke und Utenſilien, mit 
den Gebaͤuden bei der Sozietaͤt nach dem Ermeſſen der Direktion verſichert 
werden. Bleiben dieſe Stuͤcke von der Gebaͤudeverſicherung bei der Sozietät 
ausgeſchloſſen, fo iſt es geſtattet, dieſelben anderweit zu verſichern. 


F. 7. 


Pulvermuͤhlen, Zuckerraffinerieen, Schwefelraffinerieen, Terpentin⸗, Lad: 
und Firnißfabriken, Anſtalten zur Fabrikation von Aether, dtherifchen Oelen 
und Eſſenzen, von Phosphor, Knallſilber, Knallgold und Zuͤndmaterial aller 
Art, Papierfabriken mit Ofentrocknerei, Lackirereien für Leder, Filz und Zeug 
mit Trocendfen, Kienrußhuͤtten, Gasfabriken zum öffentlichen Gebrauch, Zie— 
gel⸗ und Kalkoͤfen, Theerſchwelereien oder Kochereien und Theatergebaͤude duͤr— 
fen wegen allalgin Ber Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht aufgenommen werden. 

Diese Ausſchließung bezieht ſich aber nicht auf die Wohngebaͤude der 
Beſitzer ſolcher Fabriken x. oder ihrer Arbeiter, es ſei denn, daß dieſelben mit 
den Fabriken ꝛc. ſelbſt in unmittelbarem Zuſammenhange ſich befinden. 


H. 8. 


Im Uebrigen ſind der Regel nach Gebaͤude aller Art, ohne Unterſchied 
ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme bei der Sszietaͤt geeignet. 
Die Direktion iſt jedoch befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen, ſowie bereits 
beſtehende Verſicherungen zu loͤſchen: 


1) wenn ein Gebaͤude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtungen, durch bau⸗ 
lichen Verfall, Zerftörung, ſchlechte Feuerungsanlagen oder aus ſonſtigen 
Urſachen einen außerordentlichen Grad von Feuersgefahr darbietet oder 
einer fortwaͤhrenden Abnahme im Werthe ausgeſetzt iſt; 

2) wenn Jemand ein Gebaͤude, welches mit den bei der Sozietaͤt zu ver⸗ 
ſichernden oder bereits verficherten Gebäuden in demſelben Gemeindebezirke 
oder in demſelben ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke ($. 3. der Landgemeinde: 
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Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen vom 19. Maͤrz 1856.) belegen iſt, 
bei einer Privatgeſellſchaft verſichert. 


F. 9. 
Die Direktion iſt ferner ermaͤchtigt, die Verſicherung feuergefaͤhrlicher 


| BEE oder anderer Etabliſſements von größerem me bei denen 


efahr vorhanden, daß ein Feuer ſich leicht uͤber die geſammten ebaͤulichkeiten 
des Etabliſſements verbreiten werde, nur zu einer maͤßigen Summe und gegen 
eine außerordentliche Praͤmie anzunehmen, oder auch ganz en 
Bereits beſtehende Verſicherungen dieſer Art kann die Direktion nach vorher: 
gegangener vierteljaͤhrlicher Kuͤndigung wieder loͤſchen. 


$. 10. 


Es ſteht zwar Jedem frei, feine Gebaͤude nach Gutbefinden auch andere: 
wo, als bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt, zu verſichern, inſofern die Beſtimmung 
im H. 1. nicht entgegenſteht. Kein Gebaͤude aber, welches anderswo ſchon ver— 
ſichert iſt, kann bei der Provinzial-Feuerſozietaͤt ganz oder zum Theil aufge- 
nommen, und kein Gebaͤude, welches bei der Provinzial-Feuerſozietäaͤt bereits 
verſichert iſt, darf ganz oder a Theil noch anderswo verſichert werden. 
Daſſelbe gilt von den in Fabriken oder Muͤhlen befindlichen Maſchinen und 
Geraͤthen, ſowie von den in Kirchen und Schulen befindlichen Bänken und 
Utenſilien (H. 6.). 

Findet ſich, daß ein Gebaͤude oder die darin befindlichen, in der Ver— 
ſicherungsſumme mitbegriffenen Maſchinen ꝛc. noch anderswo verſichert find, fo 
ſoll die Verſicherung im Kataſter der Provinzial-Feuerſozietaͤt ſofort geloͤſcht 
werden, und hat der Eigenthuͤmer in dieſem Falle keinen Anſpruch auf einen 
auch nur theilweiſen Erlaß des Beitrags. Ergiebt ſich erſt bei einem Brande 
die doppelte Verſicherung eines Gebaͤndes oder der darin befindlichen Maſchi— 
nen ꝛc., fo fällt die Verpflichtung der Provinzial-⸗Feuerſozietaͤt zur Zahlung der 
Brandverguͤtung, dem Eigenthuͤmer des Gebäudes gegenüber, fort. 
Waren auf daſſelbe Forderungen im Hypothekenbuche eingetragen, ſo findet die 
Zahlung der Brandverguͤtung nach Maaßgabe der Beſtimmung im H. 64. ftatt. 
Uebrigens ſoll die Direktion verpflichtet ſein, von jeder zu ihrer Kenntniß ge⸗ 
langenden doppelten Verſicherung der Staatsanwaltſchaft 9 ittheilung zu machen. 


$. 11. 


Jedes Gebaͤude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte Nebengebaͤude 
beſonders verſichert werden. a b 


$. 12. 


„Der Direktion iſt geſtattet, ſowohl fr einzelne größere Riſikos als für 
die Geſammtverſicherung mehrerer Gebäude bei anderen Geſellſchaften Weiche 
ve „ iche⸗ 
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ſicherung zu nehmen; das Verhaͤltniß der Aſſozürten 5 Sozietaͤt, ſowie das 
Recht der Hypothekengläubiger erleidet aber hierdurch keine Aenderung. 


C. Zeit des Ein- und Austritts. 


$. 13. 


Der Eintritt in die Sozietaͤt, ſowie die Erhoͤhung der Verſicherungs⸗ 
ſumme findet regelmaͤßig nur Einmal jaͤhrlich, naͤmlich mit dem Tagesbeginn 
des erſten Januar ſtatt; doch iſt Beides auch im Laufe des Jahres geſtattet, 
wenn der Eigenthuͤmer ausdruͤcklich darauf antraͤgt. Im letzteren Falle werden 
die ordentlichen wie die außerordentlichen Beiträge bei einem neuen Eintritte 
vom Anfange des Quartals, in welchem der Eintritt erfolgt, bei Erhoͤhungen 
der Verſicherungsſumme aber fuͤr das ganze Jahr berechnet. 


$. 14. 


Die Verſicherung erfolgt auf Grund einer ſpeziellen Beſchreibung und 
Taxe des betreffenden Gebäudes (H. 21. ff.), welche der Eigenthuͤmer auf ſeine 
Koſten zu beſchaffen und mit dem Verſicherungsantrage dem Buͤrgermeiſter 
(Amtmann) in duplo zu uͤbergeben hat. 

Antraͤge, welche mit dem ordentlichen Termine, dem 1. Januar, in Kraft 
treten ſollen, ſind wenigſtens ſechs Wochen vorher mit der Taxe dem Buͤrger⸗ 
meiſter (Amtmann) einzureichen. : 


$. 15. 


Jede Verſicherung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Di— 
rektion, tritt alſo erſt mit dem Tage dieſer c in Kraft. 

Die zum ordentlichen Eintrittstermine (H. 13.) rechtzeitig eingereichten 
Antraͤge werden als von der Direktion genehmigt angeſehen, wenn dieſe dem 
Antragenden nicht laͤngſtens bis zum 25. Dezember die Verſagung der Geneh⸗ 
migung angezeigt hat. den auf ſofortige Verſicherung erhalten dia mit 
ihrer Ueberreichung an den? ee (Amtmann) vorlaͤufige Guͤltigkeit, 
wenn dieſe nicht wegen etwaiger Bedenken gegen die Zulaͤſſigkeit des Antrags 
vom Buͤrgermeiſter (Amtmann) aus efchloffen und folches dein Antragfteller 
ausdruͤcklich zu Protokoll erklärt wird; erfolgt die Entſcheidung der Direktion 
nicht laͤngſtens binnen vier Wochen nach Einreichung des Antrags beim Buͤr⸗ 
germeiſter (Amtmann), ſo gilt die Verſicherung in allen Faͤllen als definitiv 
enehmigt. 

a Der Gebaͤudebeſitzer erhält uͤber die Feſtſtellung der Verſicherung eine 
vom Buͤrgermeiſter (Amtmann) unentgeltlich ausgeſtellte Beſcheinigung. 


8.716, 
Die Beſtimmungen der Hh. 14. und 15. gelten gleichmäßig für neue 
Verſicherungen wie für Verſicherungserhoͤhungen. 
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= 
$. 17. 


Der freiwillige Austritt aus der Sozietaͤt und die freiwillige Herabſetzung 
der Verſicherungsſumme tft nur zum 1. Januar geſtattet. Der hierauf gerich— 
tete Antrag muß bis zum 1. Oktober des vorhergehenden Jahres bei dem Buͤr— 
germeiſter (Amtmann) angebracht und demnaͤchſt bis zum 1. Dezember ſpaͤte— 
ſtens in der H. 62. vorgeſchriebenen Weiſe ſubſtantiirt werden. Spaͤter ein- 
gehende oder bis zum 1. Dezember nicht vorſchriftsmaͤßig ſubſtantürte Antraͤge 


x 


find für dieſen Termin für nicht angebracht zu erachten. 
§. 18. 


Wird die Loͤſchung eines Gebaͤudes von der Direktion ohne Antrag des 
Eigenthuͤmers verfuͤgt, ſo ſind die Beitraͤge — mit Ausnahme des Falles der 
doppelten Verſicherung (F. 10.) — nur bis zum Schluſſe des laufenden Quar⸗ 
tals zu erheben. Ueber die Rechte der Hypothekenglaͤubiger in dieſem Falle be— 
ſtimmt der $. 63. f 


D. Ermittelung des Werths der Gebäude und Höhe der 
Verſicherungsſumme. 


H. 19. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Theile des 
verſicherten Gebäudes, welche durch Feuer zerftört oder beſchaͤdigt werden koͤn— 
nen (H. 22.), niemals uͤberſteigen. 


H. 20. 


Unter dieſer Beſchraͤnkung haͤngt die Beſtimmung der Summe, auf welche 
ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt 
ab, nur muß dieſe Summe in Betraͤgen, die durch die Zahl zehn theilbar ſind, 
abgerundet, und in Preußiſchem Kurantwerth ausgedruͤckt ſein. 


$. 21. 


Zur Ermittelung des gemeinen Werths it durch die von der Sozietaͤt 
beſtellten Taxatoren oder durch vereidete Baumeiſter über jedes einzelne Gebaͤude 
eine genaue Beſchreibung und Taxe nach den von der Direktion ee. 
nen Formularen, welche von den Buͤrgermeiſtern (Amtmaͤnnern) gebuͤhrenfrei 
zu verabfolgen ſind, anzufertigen. 

In der Regel genuͤgt fuͤr die Abſchaͤtzung Ein Taxator; haͤlt der Buͤrger— 
meiſter (Amtmann) die Zuziehung eines zweiten Taxators oder eines beſonderen 
Technikers fuͤr noͤthig, ſo hat er dieſes bei Aushaͤndigung der Taxformulare zu 
eroͤffnen. 

H. 22. 
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F. 22. 


Bei der Taxe iſt der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß dadurch mit Ruͤck— 
ſicht auf die ortlichen Materialienpreiſe der derm alige Werth der in dem Ge— 
baude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde. Die als 
nicht verbrennlich anzunehmenden (von allen Seiten in der Erde befindlichen) 
Grundmauern bleiben dabei außer Anſchlag. Alle Umſtaͤnde, welche einem Ge— 
baude einen imaginairen oder von ſonſtigen Umſtänden bedingten hoͤhern Werth 
verleihen, z. B. eine günftige Lage, ein darin mit Vortheil betriebenes Geſchaͤft 
u. ſ. w., ſind bei der Ermittelung des Werths außer Acht zu laſſen. 


H. 3. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ausgehenden Beſtimmung der 
Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, 
wenn der Eigenthümer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu fordern berechtigt 
iſt, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibe. Dagegen iſt derjenige, welcher 
das freie Bauholz zu liefern verpflichtet iſt, zu jeder Zeit berechtigt, ſolches be— 
ſonders be verſichern; dies darf jedoch nur bei der Verſicherungsanſtalt ges 
ſchehen, bei welcher das Gebäude ſelbſt aſſozürt iſt. 


H. 24: 


Die Beſchreibung und Taxe ift von dem Buͤrgermeiſter (Amtmann) dahin 
u beſcheinigen, daß ſie nichts enthalte, was ihm als wahrheitswidrig bekannt 
iſt. Im Zweifelsfalle hat derſelbe die noͤthigen Unterſuchungen von Amtswegen 
vorzunehmen oder ſeine Bedenken zur Entſcheidung der Direktion zu bringen, 
11 den Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer ſofort mit geeignetem Beſcheide zu verſehen. 


$. 25. 


Um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths 
der verſicherten Gebäude im Auge zu behalten, ift die Direktion jeder Zeit be⸗ 
fugt, Revifionen auf ihre Koſten vornehmen, neue Beſchreibungen beibringen 
und, falls fich der Eigenthuͤmer der von ihr fir noͤthig erachteten Herabſetzung 
der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe durch einen Königlichen Baumeiſter 
aufnehmen, und dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe 
feſtſtellen zu laffen. Bleibt letztere um mehr als zehn Prozent unter der bis⸗ 
herigen Verſicherungsſumme, ſo fallen die Koſten der Abſchaͤtzung dem Wer: 
ſicherten zur Laſt und können von ihm im Wege der adminiſtrativen Exekution 
eingezogen werden. Alle mit den Sozietätsangelegenheiten beauftragten Beam⸗ 
ten ſind verpflichtet, ihr beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme niemals den wirklich vorhandenen Werth der verſicherten Ge— 
genſtaͤnde uͤberſteige. 


(Nr. 5129.) H. 20. 
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H. 26. 


Im Fall einer von der Direktion als nothwendig verfügten Herunter— 
ſetzung der Verſicherungsſumme werden die Beitraͤge von der bisherigen Ver— 
ſicherungsſumme nur bis zum Ablauf des Quartals berechnet, in welchem die 
Herunterſetzung erfolgt iſt. 


§. 27. 


In der Regel kann Jeder die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem 
uläffigen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem beliebigen Minderbetrage 
1 5 8 8 laſſen, 1 jedoch nur mit Einwilligung der Hypothekenglaͤubiger, 


wie im $. 62. näher beſtimmt iſt. i 


E. Klaſſifikations⸗ und Beitragstarif. 
. 28. 


Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beiträge werden 
in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmaͤßig zur Be— 
ſtreitung aller Ausgaben der Sozietaͤt beſtimmt find. 

Die ordentlichen Beiträge werden nach beſtimmten jährlichen Satzen pro 
Einhundert Thaler der Verſicherungsſumme, nach der Klaſſe und Abtheilung, 
worin die Gebaͤude ſtehen, feſtgeſetzt. Die ordentlichen Beitraͤge muͤſſen ohne 
beſondere Ausſchreibung praenumerando in den von der Direktion zu beſtim— 
menden Terminen eingezahlt werden. 

Die außerordentlichen Beitraͤge, welche nur dann eintreten, wenn die 
ordentlichen Beitraͤge zur Deckung der ſaͤmmtlichen, in dem Verſicherungsjahre 
vorkommenden Aus A der Sozietät nicht ausreichen, werden nach dem 
Jahresſchluſſe auf die erforderliche Bedarfsſumme feſtgeſtellt und alsdann in 
einer nach dem ordentlichen Beitrage abzumeſſenden Quote mit Genehmigun 
des Oberpraͤſidenten ausgeſchrieben. Die Zahlung der außerordentlichen Bei 
traͤge geſchieht in den von der Direktion bekannt zu machenden Terminen. 


$. 29. 


Die ordentlichen wie die außerordentlichen Beitraͤge werden in der Regel 
jeder in Einer Summe gezahlt. Erfolgt die Zahlung nicht in dem feftgeftell- 
ten Hebetermine, ſo findet die exekutiviſche Einziehung in gleicher Art wie bei 
den Öffentlichen Steuern ſtatt. Die Direktion iſt ermächtigt, einzelnen Debenten, 
jedoch hoͤchſtens bis zum Jahresſchluß, Ausſtand zu bewilligen. 


$. 30. 


Iſt ein Beitragspflichtiger zur Zahlung nicht im Stande und 2 se 
iliar⸗ 
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biliar⸗Exekution erfolglos geweſen, fo wird das betreffende Gebäude, vorbehaltlich 
des Rechts der Sozietät, die Subhaſtation des letztern zu beantragen, ſofort im 
Kataſter gelöfcht, wenn nicht etwa die Hypothekenglaͤubiger (H. 63.) zur Zahlung 
der Beiträge fich verftehen. 


$. 31. 


Die Beiträge, welche von den verficherten Gebäuden erhoben werden, 
richten ſich nach der Beſchaffenheit, Lage und Benutzung und dem daraus her⸗ 
vorgehenden Grade der Feuergefaͤhrlichkeit der Gebaͤude. Es werden danach 
ſechs Klaſſen gebildet, und A 

zur erften Klaſſe 
Gebaͤude mit feuerfeſter Bedachung ohne Feuerſtaͤtten und welche nicht zur Auf⸗ 
bewahrung feuergefaͤhrlicher Materialien dienen, z. B. Kirchen; 

zur zweiten Klaſſe 
maſſive Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude mit feuerfeſter Bedachung; 

zur dritten Klaſſe 
Wohn: und Wirthſchaftsgebaͤude von ausgemauertem Steinfachwerk mit feuer— 
feſter Bedachung; 

zur vierten Klaſſe 
Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude von beworfenem oder berapptem Lehmfach— 
werk mit feuerfeſter Bedachung; 

zur fuͤnften Klaſſe 
Gebaͤude jeder Bauart, die mit Stroh, Rohr, Holzſpaͤnen, Lehmſchindeln, oder 
einem aͤhnlichen feuergefaͤhrlichen Material bedeckt oder bekleidet ſind; 

zur ſechſten Klaſſe 


Gebäude jeder Gattung und Bauart, worin ſehr feuergefährliche Anlagen ſich 
befinden. 


H. 32. 


Die zweite, dritte, vierte und fünfte Klaſſe zerfällt jede in drei Abthei— 
lungen und enthaͤlt 
die Abtheilung a) die iſolirten Gebäude, 
. : b) die nicht iſolirten Gebaͤude, 
£ : c) diejenigen Gebaͤude, worin feuergefährliche Anlagen 
vorhanden ſind, oder groͤßere Quantitaͤten leicht brenn⸗ 
barer Stoffe aufbewahrt werden. 


Bei der erſten Klaſſe finden nur die Abtheilungen a. und b. ſtatt. 


Jahrgang 1859. (Fr. 5120) 66 §e . 
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F. 33. 


Maſſive Gebaͤude find diejenigen, deren Umfaſſungswaͤnde einſchließlich 
der Giebel ganz aus Bruch- oder Ziegelſteinen beſtehen. Unter feuer— 
feſten Bedachungen ſind die von Metall, Ziegeln, Stein und Schie— 
fer zu verſtehen. 

Inwieweit andere Bedachungsarten dahin zu rechnen, z. B. Stein- oder 
Theerpappe, Asphalt, oder feuerſichere Lehmſchindel ꝛc., bleibt in jedem einzelnen 
Falle von der Direktion zu beſtimmen. 


H. 34. 


Als iſolirt werden diejenigen Gebaͤude angeſehen, welche bei feuer— 
feſter Bedachung ohne Strohdecken fuͤnf Ruthen, bei feuerfeſter Bedachung 
mit Strohdecken echt Ruthen, und bei nicht feuerfefter Bedachung zwanzig 
Ruthen vom nachften Gebäude entfernt liegen. 


$: 35. 


Gebaͤude, die in ununterbrochenem Zuſammenhange erbaut, oder unter 
Einem Dache liegen, werden als ein Ganzes behandelt, und nach demjenigen 
Theile, welcher der feuergefaͤhrlichſte iſt, klaſſifizirt. 


$. 36. 


Gebaͤude Eines Gehoͤftes, welche zu ein und derſelben Wirthſchaft ge— 
hoͤren, die ſogenannten Heuerlingswohnungen eingeſchloſſen, werden in Bezug 
auf die Iſolirung als ein Ganzes a und gilt dieſes als iſolirt, wenn 
keines der dazu gehoͤrenden Gebaͤude von den benachbarten Gebaͤuden in ge— 
ringerer Entfernung liegt, als im H. 34. beſtimmt iſt. 


9. 975 


Gebäude, deren Bauart einer im H. 31. bezeichneten Gattungen nicht 
enau entſpricht, werden denjenigen Klaſſen zugetheilt, zu welcher ſie ſich nach 
pie Konſtruktion am meiſten eignen. 


$. 38. 


Als feuergefaͤhrliche Anlagen gelten im Allgemeinen: Schmelz⸗ 
und Hammerwerke, Schreinereien und alle Werkſtaͤtten der e ge⸗ 
werbsmaͤßig betriebene Bäckereien, Brauereien und Brennereien, Seifenſiedereien 
und Lichtgießereien, Toͤpfereien, Seilereien, Faͤrbereien, Taback- und Cigarren— 
fabriken, Laboratorien bei Apotheken, Waſſermahlmuͤhlen. 

Als ſehr feuergefaͤhrliche Anlagen gelten: Cichorien-, 5 

pie; 
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Spiegel-, Glas⸗, Asphalt, Watte⸗, Wachstuch⸗, Pappe⸗, Papier⸗, Schwaͤrze⸗ 
und chemiſche Produktenfabriken, Spinnereien, Oel-, Loh⸗, Farbholz⸗, Schneide⸗ 
und Brakmuͤhlen, alle Wind⸗ und Dampfmuͤhlen, Deſtillationen, hölzerne 
Darren, Zucker- und Syrupſiedereien, Tuͤrkiſchrothfaͤrbereien, Gasfabriken zum 
Privatgebrauch, Holzkohlenſchoppen. 

Es bang jedoch von der Einrichtung und dem Betriebe der genannten 
und ahnlicher Anlagen uͤberhaupt ab, ob ſie als feuergefaͤhrlich oder als ſehr 
feuergefaͤhrlich zu betrachten ſind. 5 


$. 39. 


Der Beitrag wird auf eine, durch die Zahl zehn theilbare Summe von 
Einhundert Thalern Verſicherungskapital feſtgeſetzt. Der geringſte Beitrag be⸗ 
traͤgt zehn Pfennige von Einhundert Thalern. 


H. 40. 


eie, , in. TER 10 Pfennige, 
2 5 20 H L 0 


- 
BCE Er Ser DS ar EB EL ve FR „ Kr „„ „ „ IR LICH 


der I. Klaſſe gehen den Beitrag der II. Klaſſe. 


Klaſſe II. Abtheilung A Du „na 8 5 Pfennige, 
2 . 4 . 40 a 
5 e, MIDI ERDE, 50 * 
2 IV. 2 r AT FAN AR re ER? 3 50 2 
- c ST HISPHIE 70 = 
2 V. 2 CFCCCCCCCCCCCCCCCCCCC 60 2 
: b. bei zwölf Ruthen Entfernung ..... 100 


unter zwölf Ruthen Entfernung ... 130 = 
= VI. Bei Gebäuden der ſechſten Klaſſe wird der Beitragsſatz lediglich 
nach dem Grade der Feuersgefahr von der Direktion beſtimmt, und 
begründet die Iſolirung an und für ſich einen geringeren Bei⸗ 
trag nicht. ö 


F. 41. 


Bei nicht ifolirten Gebäuden mit Ziegeldaͤchern in der dritten und 
vierten Klaſſe tritt eine Erhoͤhung des Beitrags um zehn Pfennige pro Ein— 


hundert Thaler Verſicherungsſumme ein, wenn das Ziegeldach mit Stroh- 
a 1 


decken verſehen iſt. een) 57 
Fuͤr Gebaͤude mit feuergefaͤhrlichen Anlagen, oder worin größere Quan⸗ 

titaͤten leicht brennbarer Stoffe aufbewahrt werden (Abtheilung c. der Klaſſen), 

wird zu den H. 40. fegen Beitraͤgen ein von der Direktion je nach dem 

Grade der Gefahr zu 

pro Einhundert Thaler der Verſicherungsſumme Ber 


eſtimmender Zuſchlag von zehn bis dreißig Pfennigen 


„ 


Gr. 5120. $. 42. 5 


= AB = 
F. 42. 


Die Direktion iſt ermaͤchtigt, den Beitragsſatz fuͤr einzelne der in den 
beiden erſten Abtheilungen der Klaſſen befindlichen Gebaͤude, wenn ſelbige 
durch nahe Begrenzung anderer Gebaͤude, worin feuergefaͤhrliche Anlagen ſich 
befinden, oder pont einer hoͤheren Feuersgefahr ausgeſetzt ſind, um einen durch 
zehn theilbaren Betrag pro Einhundert Thaler Verſicherungsſumme zu erhoͤhen, 
ſowie fuͤr einzelne dieſer Gebaͤude, die ſich durch beſondere Solidität und Feuer— 
ſicherheit auszeichnen, einen niedrigeren Beitragsſatz, als ſolcher ſonſt betragen 
wuͤrde, eintreten zu laſſen. 


$. 43. 


Für ſolche Städte, Dörfer, geſchloſſene Ortſchaften oder bebaute Ge- 
genden, welche wegen eigenthuͤmlicher Verhaͤltniſſe der Gefahr haͤufiger und 
ausgedehnter Braͤnde in geringerem Grade ausgeſetzt ſind, als es in anderen 
Gegenden der Fall iſt, z. B. wegen unmittelbarer Naͤhe eines ſtets Waſſer 
haltenden Fluſſes, allgemeiner Zugaͤnglichkeit der Gebaͤude, durchgängig ſolider 
Bauart und gefahrloſer Benutzung der Gebaͤude, kann eine Ermäßigung der 
tarifmaͤßigen Beiträge, ſowie umgekehrt für diejenigen Städte ꝛe., welche durch 
entgegengeſetzte Verhaͤltniſſe haufigen und verheerenden Braͤnden mehr ausgeſetzt 
find, eine Erhöhung der tarifmaͤßigen Beiträge um einen angemeſſenen Pro⸗ 
zentſatz eintreten. 

Die Direktion hat nach den ſeit dem Beſtehen der Sozietaͤt gemachten 
Erfahrungen, ſowie nach ſonſtigen ſtatiſtiſchen Notizen, oder auf Grund vorge- 
nommener Lokalbeſichtigung diejenigen Orte und Gegenden zu beſtimmen, fuͤr 
welche eine Ermaͤßigung oder Erhoͤhung der Beitraͤge angemeſſen erſcheint, und 
ſolche mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten feſtzuſtellen. | 


H. 44. 


Von der Seitens der Direktion feſtgeſetzten Klaſſe und dem zu zahlenden 
Beitrag hat der Buͤrgermeiſter (Amtmann) den Gebaͤude-Eigenthuͤmer fofort in 
Kenntniß zu ſetzen. Iſt der letztere mit der Sehe g der Direktion nicht zu⸗ 
frieden, jo bleibt ihm uͤberlaſſen, Rekurs an das Oberpraͤſidium zu ergreifen 
(F. 110.) oder von der Verſicherung bei der Sozietät ganz abzuſtehen. 


F. 45. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß ſollen 
von Zeit zu Zeit mit Huͤlfe der inzwiſchen geſammelten Erfahrungen einer neuen 
Pruͤfung durch den Provinziallandtag unterworfen, und etwaige Abaͤnderungs⸗ 
Vorſchläge Uns zur Entſcheidung vorgelegt werden. 


H. 46. 


Wird waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine * 
er⸗ 
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Veränderung oder Anlage gemacht, durch welche daſſelbe in die Klaſſe der aus: 
geſchloſſenen Gebaͤude (F. 7.) tritt, fo erliſcht die Verſicherung. 

Bei anderen während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebäude 
oder in deſſen Nachbarſchaft gemachten Veraͤnderungen oder Anlagen, welche 
die Verſetzung des Gebäudes in eine zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe 
oder Abtheilung nach ſich ziehen wuͤrde, iſt der Verſicherte verpflichtet, dem 
Buͤrgermeiſter (Amtmann) binnen Monatsfriſt Anzeige davon zu machen und 
ſich der entſprechenden Beitragserhoͤhung zu unterwerfen. Der Buͤrgermeiſter 
(Amtmann) hat uͤber dieſe Anzeige eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


F. 47. 


Wird die Anzeige nicht in Monatsfriſt geleiſtet, ſo muß der Verſicherte 
den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Beiträgen, welche 
er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten muͤſſen, als Strafe 
zur Sozietaͤtskaſſe einzahlen. 


F. 48. 


Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Jahres an, in welchem 
die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Jahres, in welchem 
dieſelbe gemacht oder die Entdeckung der Veränderung erfolgt iſt, jedoch nicht 
über den Zeitraum von fünf Jahren hinaus, berechnel. 


$. 49. 


Die durch die Veraͤnderung erhoͤhte Feuersgefahr wird zwar von der 
Sozietaͤt von Anfang an mit uͤbernommen; es muß aber der hoͤhere Beitrag 
vom Anfange des Jahres an, in welchem die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, 
noch außer den etwaigen Strafbeitraͤgen ($$. 47. 48.) geleiſtet werden. 


F. Anzeige und Tare der Brandſchäden. 
F. 50. 


Bei entſtehenden Brandunfällen iſt der Eigenthuͤmer des befchädigten Ge⸗ 
baͤudes verpflichtet, davon dem Buͤrgermeiſter (Amtmann) laͤngſtens binnen 
vierundzwanzig Stunden nach Daͤmpfung des Feuers Nachricht zu ertheilen. 


$. 51. 


Wird dieſe Benachrichtigung verabſaͤumt, oder uͤber die feſtgeſetzte Friſt 
hinaus verſpaͤtet, eine ſolche Verſpaͤtung auch nicht durch unuͤberwindliche aͤußere 
Hinderniſſe (z. B. durch Ueberſchwemmung, tiefen Schnee und dergleichen) ge⸗ 
rechtfertigt, ſo iſt der Saͤumige in eine zur Kaffe der Provinzial: Feuerſozietaͤt 
fließende Geldſtrafe von fuͤnf bis zwanzig Thalern verfallen. 

(Nr. 5129.) $. 92. 
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$. 52. 


Wenn der Eigenthuͤmer die ihm obliegende Anzeige ($. 50.) nicht vor 
Ablauf von ſechs Wochen nach Daͤmpfung des Feuers erſtattet, ſo geht er 
feines Anſpruchs auf Verguͤtung des Schadens gegen die Sozietät verluftig, 
jedoch unbeſchadet der Rechte der Hypothekenglaͤubiger (F. 64.). 


$. 53. 


Der Buͤrgermeiſter (Amtmann) ift verpflichtet, von jedem Brandſchaden, der 
ſich in ſeinem Bezirk zutraͤgt, der Direktion ſogleich, jedenfalls aber mit der 
naͤchſten Poſt nach Daͤmpfung des Feuers Nachricht mitzutheilen; gleichzeitig 
hat er davon dem Landrathe Anzeige zu machen. 


$. 54. 


Der Buͤrgermeiſter (Amtmann) hat demnachſt die Schadensaufnahme 
nach den weiter folgenden Beſtimmungen in laͤngſtens vierzehn Tagen nach ein⸗ 
gegangener Anzeige (FH. 50.) zu bewirken. Dem Landrathe ſteht frei, anſtatt 
des Buͤrgermeiſters (Amtmanns) die Aufnahme des Schadens und die Leitung 
der bezuͤglichen Verhandlungen zu übernehmen, wenn er dies unter den obwal- 
tenden Umſtaͤnden für angemeſſen erachtet. Der Sszietaͤtsdirektor kann der 
Verhandlung beiwohnen, oder einen Beamten der Direktion dazu abordnen. 


H. 55. 


An dem abgebrannten oder beſchaͤdigten Gebaͤude dürfen vor der Scha— 
densaufnahme keine Veränderungen ohne Erlaubniß des Buͤrgermeiſters (Amt: 
manns) vorgenommen werden; wer dem zuwider handelt, hat eine zur Kaſſe 
der e De fließende Geldſtrafe von fuͤnf bis funfzig Thalern 
verwirkt. 


$. 56. 


Bei jedem Brande iſt die Entſchaͤdigung durch ein kontradiktoriſches Ver— 
fahren feſtzuſtellen, und dabei ſowohl der Werth der uͤbrig gebliebenen Theile 
des Gebäudes, als der Betrag derjenigen Koſten zu ermitteln, welche erforder: 
lich ſind, um die vernichteten oder beſchaͤdigten Theile deſſelben in den Zu— 
ſtand vor dem Brande wieder herzuſtellen. Wenn nach dieſer Feſtſtellung 
die Verſicherungsſumme den Betrag der ermittelten beiden Werthe, naͤmlich: 

a) der uͤbrig gebliebenen Theile des Gebaͤudes, 
b) der Herſtellungskoſten ruͤckſichtlich der vernichteten oder beſchaͤdigten Theile 
des Gebaͤudes, 
zuſammen genommen erreicht, ſo wird der ermittelte Betrag der Herſtellungs— 
koſten als Piansbergdtung gezahlt. Iſt die Verſicherungsſumme geringer, ſo 
wird dieſe Verguͤtung nur nach dem Verhaͤltniß der Verſicherungsſumme 755 der 
aupt⸗ 
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Hauptſumme der beiden ermittelten Werthe gewaͤhrt; ſollte die Verſicherungs⸗ 
ſumme größer ſein, ſo wird dennoch nur der Betrag der Herſtellungskoſten 
verguͤtet. Bei geringen Beſchaͤdigungen genuͤgt es, daß nur die Koſten ermittelt 
werden, welche zur Wiederherſtellung des Gebaͤudes in den Zuſtand vor dem 
Brande erforderlich ſind. 
Bei Brandſchäden an Maſchinen und anderen mit einem Gebaͤude ver— 
ſicherten . (H. 6.) wird durch die Sachverſtaͤndigen 
a) der Werth, welchen die Gegenſtaͤnde in ihrem Zuſtande vor dem Brande 
hatten, und 
b) der Werth der nach dem Brande uͤbrig gebliebenen Theile 
ermittelt, und der danach ſich ergebende Verluſt, wie bei Gebaͤuden, nach Maaß— 
gabe der Verſicherungsſumme verguͤtet. 


$. 57. 


Die Beſichtigung und Feſtſtellung des Schadens geſchieht unter Leitung 
des Buͤrgermeiſters (Amtmanns) oder des Landraths (F. 56.) mit Zuziehung 
des Beſchaͤdigten durch zwei Sachverftändige, von denen der Eine Seitens der 
Direktion, der Andere Seitens des Brandbeſchaͤdigten ernannt wird. Sind die 
beiden Sachverſtaͤndigen, welche allein die Ermittelung des Schadens vorzu— 
nehmen haben, einerlei Meinung, ſo hat es bei ihrer Berechnung uͤber den 
Werth der verbrannten und erhaltenen Theile und der danach zu gewaͤhrenden 
Verguͤtung ſein Bewenden. Bei verſchiedener Meinung waͤhlen ſie einen Ob⸗ 
mann, und falls ſie ſich uͤber die Perſon deſſelben nicht einigen, ernennt den⸗ 
ſelben der die Verhandlung leitende Beamte. Der Obmann entſcheidet nur 
über die ſtreitigen Punkte, nicht über die ganze Abſchaͤtzung. Gegen die alſo 
feſtgeſetzte Schadensberechnung iſt ein weiterer Rekurs nicht zulaͤſſig. Den Ob: 
mann bezahlen beide Parteien, jede zur Hälfte, von den Sachverſtaͤndigen be— 
zahlt jede Partei den ihrigen. 


$. 58. 


Die Verhandlungen über Abſchaͤtzung der Brandſchaͤden werden jin der 
Gemeinde, in welcher der Brand ſtattgefunden, drei Tage lang zu Jedermanns 
Einſicht offen gelegt, und ſogleich nach Ablauf dieſer Friſt von dem Buͤrger— 
meiſter (Amtmann), an den Landrath couvertirt, der Direktion uͤberſandt. Werden 
Erinnerungen angebracht, ſo hat der Buͤrgermeiſter (Amtmann) dieſelben ſofort 
einer Prüfung zu unterziehen und deren Ergebniß dem Landrathe mitzutheilen, 
welcher unter Beifügung ſeines Gutachtens die Sache der Direktion zur Ent— 
ſcheidung vorzulegen hat. 


H. 59. 


Wird die Einreichung der Schadensaufnahme an die Direktion verzoͤgert, 
ſo iſt der Saͤumige fuͤr die daraus entſtehenden Nachtheile verhaftet. 


(Fr. 5129.) H. 60, 
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H. 60. 


Bei der Beſichtigung und Abſchaͤtzung der Brandſchaͤden muß zugleich in 
einem Separatprotokolle von Amtswegen Alles, was über die Entstehung und 
erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung und Daͤmpfung, die Anweſen⸗ 
heit und Thaͤtigkeit der Spritzen und anderer Loͤſchungshuͤlfen, und uͤber ſonſtige 
die Sozietät angehende Gegenftände bekannt iſt, zu Protokoll verzeichnet, und 
jeder durch den Brand Beſchaͤdigte daruͤber, ob, wo und wie hoch er ſein Im⸗ 
Me oder Mobiliarvermoͤgen gegen Feuer verſichert habe, vernommen 
werden. 


6. Sicherung der Hypothekenglaͤubiger. 
$. 61. 


Die Rechte der auf ein verſichertes Grundſtuͤck eingetragenen Hypothe⸗ 
kenglaͤubiger werden in Gemaͤßheit der nachfolgenden Beſtimmungen von der 
Feuerſozietaͤts-Direktion von Amtswegen wahrgenommen; der Eintragung der⸗ 
ſelben in das Kataſter bedarf es nicht. | 


H. 62. 


Das freiwillige Ausſcheiden aus der Sozietaͤt und das freiwillige Herab⸗ 
ſetzen der Verſicherungsſumme ($$. 17. 27.) iſt nur zulaͤſſig, wenn auf dem 
Grundſtuͤcke Hypothekenforderungen nicht eingetragen find, oder wenn die ein: 
getragenen Hypothekenglaͤubiger hierin ausdrücklich konſentirt haben. Es genuͤgt, 
wenn bei dem Konſenſe die Richtigkeit der Unterſchrift und die Identitat des 
Ausſtellers von einem öffentlichen Beamten beſcheinigt iſt, und ſind uͤbrigens 
nur diejenigen Hypothekenglaͤubiger zu beruͤckſichtigen, deren Forderungen bis 
um 1. Oktober des laufenden Jahres eingetragen ſind. Der Hypothekenzuſtand 
iſt feſtzuſtellen durch Einſicht des Hypothekenbuchs Seitens des Buͤrgermeiſters 
(Amtmanns), oder durch Beibringung eines Atteſtes des Hypothekenrichters oder 
eines Hypothekenſcheins. 


$. 63. 


In den Fällen der unfreiwilligen Loͤſchung in Gemaͤßheit der h. 8. 9. 
10. und 30. hat die Direktion durch den Buͤrgermeiſter (Amtmann) Einſicht 
des Hypothekenbuchs nehmen zu laſſen, und den eingetragenen Glaͤubigern, ſo⸗ 
weit deren Perſon und Aufenthaltsort aus dem Hypothekenbuche erhellt oder 
ſonſt der Direktion bekannt iſt, durch die Poſt Nachricht zu geben. Einer In⸗ 
ſinuation bedarf es nicht. g 
Im Falle des H. 30. erfolgt die Loͤſchung, wenn nicht binnen vier Wochen 
nach dem Abgange der Benachrichtigung die ruckſtaͤndigen Beiträge gezahlt 
worden. 
Eine 
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Ei Eine gleiche Benachrichtigung erfolgt im Falle des $. 25. und des 
. 46, 


F. 64. 


Steht dem Verſicherten nach ss. 10. 52. und 69. ein Anſpruch auf die 
Brandentſchaͤdigung nicht zu, ſo iſt die Sozietaͤt dennoch verpflichtet, dieſelbe 
den Hypothekenglaͤubigern ſoweit zu zahlen, als dieſelben aus dem verpflichteten 
Grundſtuͤcke, oder wenn ihnen zugleich ein perſoͤnliches Recht gegen den Eigen⸗ 
thuͤmer dieſes Grundſtückes zuſteht, auch aus deſſen fonftigem Vermoͤgen wegen 
ihrer Hppothekenforderung nicht zur Hebung gelangen. — Die Zahlung erfolgt 
nach der den Glaͤubigern zuſtehenden geſetzlichen Priorität, oder, wenn die Di⸗ 
rektion ſich mit deren Pruͤfung nicht befaſſen will, zum gerichtlichen Depoſitorium 
bei dem Richter der belegenen Sache. 

1 Zinſen von der Brandentſchaͤdigung zu zahlen, iſt die Sozietät nicht ver— 
pflichtet. 


H. 65. 


Mit Ausnahme des H. 67. vorgeſehenen Falles erfolgt die Zahlung der 
Brandentſchaͤdigung nur dann in Gemaͤßheit des H. 78. in Einer Summe an 
den Verſicherten, wenn das Grundſtuͤck nicht mit Hypotheken belaftet iſt. Dies 
Feſtſtellung hierüber erfolgt in der H. 62. vorgeſchriebenen Weiſe. Haften auf 
dem Grundſtuͤcke Hypotheken, und will der Verſicherte die Gebäude nicht wie: 
der aufbauen oder wiederherſtellen, fo darf die Brandentſchaͤdigung nur unter 
Einwilligung der Hypothekenglaͤubiger, welche in den im H. 62. beſtimmten 
Formen beizubringen iſt, an den Eigenthuͤmer gezahlt werden. Werden dieſe 
Konſenſe nicht innerhalb der H. 78. beſtimmten Friſt beigebracht, ſo iſt die Di⸗ 
rektion zur gerichtlichen Depoſition bei dem Richter der belegenen Sache auf Koſten 
der Verſicherten befugt; zur Zahlung von Verzugszinſen iſt ſie aber keinenfalls 
verpflichtet. 


F. 66. 


Der Beibringung der Konſenſe der Hppothekenglaͤubiger bedarf es nicht, 
wenn der Eigenthuͤmer das völlig vernichtete Gebaͤude auf demſelben Grund: 
ſtuͤcke, und mindeſtens zu dem Werthe der Brandentſchaͤdigung wieder herzuſtellen 
erklaͤrt. In dieſem Falle erfolgt die Zahlung in drei Raten, und zwar die erſte 
Rate ſpaͤteſtens zwei Monate nach dem Brande, die zweite, wenn das Gebaͤude 
unter Dach gebracht, und die dritte, wenn es vollendet iſt. Die Zahlung der 
beiden letzten Raten wird nur nach Beibringung von Atteſten eines Bauver— 
ſtaͤndigen geleiſtet, in welchen der Werth des Baues beſcheinigt ſein muß. 

Bei Partialſchaͤden kommen dieſe Beſtimmungen ebenfalls, jedoch mit der 
Maaßgabe in Anwendung, daß die Zahlung in zwei Raten, und zwar die erſte 
Rate ſpäteſtens zwei Monate nach dem Brande, und die letzte nach Vollendung 
der Reparatur erfolgt. b E NS, 

Erfolgt die Wiederherſtellung bei Totalſchaͤden nicht in laͤngſtens zwei 
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Jahren, bei Partialſchaͤden nicht in laͤngſtens Einem Jahre, fo find die Hypo⸗ 
thekenglaͤubiger berechtigt, die Auszahlung oder Depoſition der noch ruͤckſtaͤndigen 
1 ung nach Maaßgabe der Beſtimmungen am Schluſſe des $. 64. zu 
verlangen. 


$. 67. 


Bei geringfuͤgigen Schaͤden, deren Wiederherſtellung unzweifelhaft iſt, 
kann auf Antrag des Verſicherten unter Zuflimmung des Bürgermeifters (Amt⸗ 
manns) von dem H, 65. und 66. vorgeſchriebenen Verfahren Abſtand genom⸗ 
men, und die ganze Entſchaͤdigungsſumme ſofort (F. 78.) gezahlt werden. 


II. Umfang der Erſatzverbindlichkeit der Sozietät und 
Auszahlung der Brandſchadenvergütung. 


F. 68. 


Die Brandſchadenverguͤtung wird fuͤr alle Beſchaͤdigung des verſicherten 
Gebaͤudes durch Feuer ele ohne daß die Art und der Grund der Ent⸗ 
ſtehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth⸗ 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


H. 09. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt wird, fo fällt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zahlung der Brand⸗ 
ſchadenvergutung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das 
Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vorenthalten 
werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben wider 
ihn die gerichtliche Unterſuchung eröffnet worden. In dieſem Fall haͤngt es 
von dem Ausfall des Urtheils ab, ob die Brandſchadenverguͤtung definitio weg⸗ 
fallt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener Sache nachzuzahlen if. Wird der 
Verſicherte freigeſprochen, ſo muß die Nachzahlung mit Bank Depofitalzinfen 
erfolgen; im Fall einer Verurtheilung aber iſt die Sozietät dazu nicht ver⸗ 
pflichtet. Haften auf dem abgebrannten Gebaͤude Hypothekenſchulden, ſo findet 
die Beſtimmung im F. 64. Anwendung. 


$. 70. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem Ge⸗ 
finde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, fo darf deshalb die Zahlung 
der Brandſchadengelder von der Sozietät nicht verweigert werden. Der So⸗ 
zietat bleibt aber in ſolchen Fallen der Civilanſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den 
allgemeinen Geſetzen in ſoweit vorbehalten, als dem Verſicherten erſten Falls 

in 
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in ſeinen eigenen Handlungen, anderen Falls in der hausvaͤterlichen Beaufſichti⸗ 
Se der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung (culpa lata) zur 
aſt faͤllt. 


F. 71. 


Ob und inwieweit ſonſt die Sozietaͤt gegen einen Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenserſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis lauf den 
Betrag der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtung kraft der Ver⸗ 
ſicherung auf die Sozietät über. 


§. 72. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Befehl 
eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der Sozietät 
nicht vergütet. 


$. 73. 


Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorfäglich erregtes Feuer zu mili— 
tairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatz erregt worden, 
wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu, oder zu ſolchen 
Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit gewoͤhn— 
lichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirklich 
ertheilt worden iſt. 


$. 7A. 


Ein solcher Befehl ſelbſt aber kann in Fällen, wo deſſen Wirklichkeit, fei 
es geradezu oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtänden, nicht 
zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge⸗ 
baͤudes durch Truppen während eines Gefechtes, oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſicht des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung, oder vor einer Belage⸗ 
rung bei Armirung des Platzes, geſchehen iſt. 


H. 75. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos— 
heit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, find von der Brandverguͤtung durch die Sozietät nicht 
ausgeſchloſſen. 

§. 76. 


Beſchaͤdigungen der Gebaͤude, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht 
(Nr. 5120) 67* gezuͤn⸗ 
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gezuͤndet, ſondern blos zertrümmert hat, hervorgebracht worden, werden ver— 
uͤtet, wenn der Blitz das Gebaͤude unmittelbar getroffen hat und die unmittel- 
are Urſache der Beſchaͤdigung geweſen iſt. Die Verguͤtung wird auch fuͤr 
ſolche Beſchaͤdigungen geleiſtel, welche einem aſſozüirten Gebäude zwar nicht 
durch das Feuer ſelbſt, aber durch die Loͤſchung des Feuers und zum Behuf 
derſelben, oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch 
ein von kompetenten Perſonen angeordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder 
nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachgewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, 
Daͤchern ꝛe., an den in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt 
ſind. Schaͤden aber, welche durch Erdbeben, Pulver- oder andere Exploſionen 
oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn 
ein ſolches Ereigniß Feuer verurſacht hat, und die Schaͤden ſelbſt alſo Brand⸗ 
ſchaͤden ſind. 


$. 77. 


Der Verſicherte, deffen Gebäude durch Brand gänzlich zerſtoͤrt iſt, hat 
der Sozietät gegenüber nicht die Verpflichtung, daſſelbe wieder herzuſtellen. Die 
Verguͤtungsgelder werden vielmehr innerhalb zwei Monaten nach dem Brande 
in Einer Summe an den Verſicherten gezahlt, inſofern dem nicht etwa regle— 
ımentömäpige Hinderniſſe (SS. 10. 52. 65. 69.) entgegenſtehen. Daſſelbe gilt 
auch bei allen partiellen Brandſchaͤden. 


1 n 

mentsmaͤßige Hinderniſſe ($$. 10. 52. 65. 69.) 

auch bei Alen partiellen Brandſchaͤden. 
Ein Arreſtſchlag auf die Brandentſchaͤdigung iſt nur dann zulaͤſſig: 

1) wenn der Verſicherte das abgebrannte oder beſchaͤdigte Gebäude nicht 
wieder herſtellen zu wollen erklaͤrt, oder N 

2) wenn die Forderung, für welche der Arreſt ‚gerucht wird, fich auf Bau⸗ 
materialien oder Leiſtungen zur Wiederherſtellung des Gebäudes bezieht. 

Vergl. Allg. Ger. Ordnung Theil I. Tit. 29. §. 18. 


$. 79. 


Die Sozietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung laͤngſtens in der vorbe— 
zeichneten Friſt zu leiſten, ſofern das gegenwartige Reglement nicht fpätere Zah— 
lung rechtfertigt. Findet außer dieſem Falle eine Verzoͤgerung der Zahlung 
ſtatt, fo ift die Sozietaͤt zu den geſetzlichen Verzugszinſen verhaftet. 


$. 80. 


Die Zahlung geſchieht an den Verſicherten, und darunter iſt allemal der 
Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem 
Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebaͤude 
ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen 
Anderen uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſprin⸗ 
genden Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen geachtet werden. 5 

H. 81. 


— 
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$. 81. g 


Wer ein Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich verliert, ſcheidet, ohne daß es 
dazu ſeiner Erklaͤrung bedarf, mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietaͤt 
aus, iſt aber noch zu allen Beitraͤgen des laufenden Jahres verpflichtet. Wenn 
er mit dem wiederhergeſtellten Gebäude ferner verſichert bleiben will, fo muß er 
ſich von Neuem in die Sozietaͤt aufnehmen laſſen. i 

Doch ſoll es ihm frei ſtehen, ſchon auf die neuen Baumaterialien und 
Bauarbeiten, welche entweder bereits in dem in der Wiederherſtellung begriffenen, 
noch unvollendeten Gebaͤude ſtecken, oder, als zum Bau beſtimmt, auf der Bau⸗ 
ſtelle befindlich ſind, bei der Sozietaͤt eine Bnfiweilige Verſicherung zu nehmen. 
Jedoch muß der Werth dieſer verſicherungsfaͤhigen Gegenftände durch Sachver— 
ſtaͤndige nach Vorſchrift der HH. 21. ff. feſtgeſtellt werden; werden dann die alſo 
verſicherten Gegenſtaͤnde ganz oder zum Theil durch einen Brandunfall zer⸗ 
ftört, jo erfolgt die Verguͤtung nur für denjenigen Theil derſelben, welcher als 
bereits in den Bau verwendet, oder zur Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet 
nachgewieſen wird. Die Beitraͤge werden bei einer ſolchen Verſicherung nach 
derjenigen Klaſſe bezahlt, in welcher das fruͤher abgebrannte Gebäude ge— 
ſtanden hatte. 


$. 82. 


Iſt der Brandſchaden nur partiell geweſen, ſo wird durch den Brand 
an ſich der Verſicherungsvertrag in keiner Ruͤckſicht unterbrochen; das beſchaͤ— 
digte Gebaͤude bleibt aber nur mit dem Werthe verſichert, den es nach dem 
Brande hatte, und die Verſicherung zu der früheren vollen Summe tritt erft 
dann wieder ein, wenn die Wiederherſtellung des Gebäudes in den früheren 
Werth durch eine Taxe nachgewieſen wird. 


H. 83. 

Die Direktion iſt ermächtigt, Belohnungen für außerordentliche Hilfe: 
leiſtung bei Branden, ſowie Vergütung für ſol e Beſchaͤdigungen zu gewähren, 
welche durch die Loͤſchungsmaaßregeln herbeigefuͤhrt worden ſind, wenn der 
Sozietät dadurch Nutzen erwachſen iſt. Die Direktion kann insbeſondere auch 
eine Belohnung bis zu fuͤnfhundert Thalern für die Entdeckung eines Brand⸗ 
ſtifters zuſichern. Der Provinziallandtag wird ihr zu vorſtehenden Zwecken einen 
angemeſſenen etatsmaͤßigen Fonds zur Verfuͤgung ſtellen. 


J. Beamte der Sozietät. 
$. 84, 


Die obere Leitung der Gefchäfte der Sozietät führt unter Oberaufficht 
(Ir. 5129.) des 
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des Oberpraͤſidenten und mit der Firma „Weſtphaͤliſche Provinzial-Feuerſo zietaͤts⸗ 
Direktion“ ein Provinzial-Feuerſozietaͤts-Direktor; unter ihm werden dieſe Ge— 
ſchaͤfte von Amtswegen durch die Landraͤthe und Buͤrgermeiſter (Amtmaͤnner) 
beſorgt. Wegen der den letzteren zu gewaͤhrenden Nemunerafion und Gebuͤhren 
iſt das Weitere in den HH. 89. und 90. beſtimmt. 


$. 85. 


Der Direktor wird von dem Provinziallandtage auf je ſechs Jahre oder 
auf Lebenszeit erwaͤhlt, und von Unſerem Miniſter des Innern beſtaͤtigt. 
Sein Gehalt wird bei jeder neuen Wahl, oder bei einer Wahl auf Lebenszeit 
ein für allemal vom Provinziallandtage beſtimmt. 


H. 86. 


In gleicher Weiſe wird ein Sozietätsſekretair mit dem Titel Juſpektor 
und ein Sozietaͤts-Kaſſenrendant gewählt, und von Unſerem Miniſter des In⸗ 
nern beftätigt. . ; 

Der Inſpektor ift der Geſchaftsgehuͤlfe des Direktors, und hat dieſen in 
Abweſenheits- oder Krankheitsfaͤllen bis jur Dauer von vier Wochen zu vertre⸗ 
ten. Vertretungen von längerer Dauer hat der Oberpräfident anzuordnen. 

Der Rendant hat eine Kaution von fuͤnftauſend Thalern in ſolchen inlaͤn⸗ 
diſchen geldwerthen Papieren zu beſtellen, welche Behufs Belegung gerichtlicher 
oder vormundſchaftlicher Depoſitalgelder als Unterpfand angenommen werden; 
dieſelben find bei der Provinzial⸗Huͤlfskaſſe zu deponiren, und von deren Direk: 
tion zuvor außer Kurs zu ſetzen. 


$. 87. 


Dieſe drei Beamte ſind allein Beamte der Sozietaͤt, und werden in ihren 
Amtsverhaͤltniſſen als Kommunalbeamte nach den fuͤr ſolche beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften beurtheilt; dieſelben haben außer ihrer Beſoldung keinen wei— 
tern Anſpruch auf Buͤreaukoſten oder ſonſtige Entſchädigungen. 


H. 88. 
Die ſonſt erforderlichen Buͤreaubeamten werden von dem Direktor auf 
Kuͤndigung angeſtellt. Ueber die Beſoldung derſelben iſt von der Direktion dem 
Landtage ein Etat zur Feſtſtellung einzureichen. 


$. 89. 
Die das Kataſter fuͤhrenden Buͤrgermeiſter (Amtmaͤnner) haben als Re— 


muneration für Wahrnehmung der Ssozietätsgeſchaͤfte drei Prozent von den auf 
ihren Bezirk fallenden ordentlichen Beiträgen zu beziehen. 


H. 90. 


1 


F. 90. 


Außerdem können von denſelben für ſolche Auszüge aus den Feuerſozie— 
taͤts⸗Kataſtern, deren Ertheilung in dem Reglement nicht ausdruͤcklich vorge: 
ſchrieben iſt, nach folgenden Saͤtzen Gebuͤhren erhoben werden. 

Für einen Auszug ruͤckſichtlich eines Gebaͤudes zu der Verſicherungsſumme 


von 200 Thalern und darunter 
zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige, 

von uͤber 200 Thalern bis 500 Thaler einſchließlich 
fuͤnf Silbergroſchen, 

von uͤber 500 Thalern bis 1000 Thaler einſchließlich 
fieben Silbergroſchen ſechs Pfennige, 

von uͤber 1000 Thalern bis 5000 Thaler einſchließlich 
zehn Silbergroſchen, 

von uͤber 5000 Thalern 
funfzehn Silbergroſchen ohne weitere Steigerung. 


Zur Zahlung dieſer Gebuͤhren iſt der Extrahent verpflichtet. 


H. 91. 


Die Lokalerhebung der Feuerſozietaͤts-Beitraͤge liegt den Elementarerhebern 
der direkten Steuern gegen anderthalb Prozent Hebegebuͤhren von den durch fie 
eingehobenen Beitragsſummen ob. Die Kaution derſelben ſoll fo abgemeſſen 
und regulirt werden, daß ſie für ſaͤmmtliche ihnen anvertraute Nebenfonds und 
alſo auch für die Sozietaͤtsbeitraͤge mit haftet. 


K. Geſchäftsführung der Sozietät. 
$. 92. 


Bei der Direktion wird ein Hauptlagerbuch gefuͤhrt, aus welchem das 
Verſicherungskapital und die Beitraͤge der in jeder Klaſſe verſicherten Gebaͤude 
fuͤr jede Gemeinde ſpeziell hervorgehen. 


H. 93. 


Sodann wird für jede Gemeinde ein beſonderes Kataſter angefertigt, 
worin die einzelnen Gebaͤude mit ihren Verſicherungsſummen und Beiträgen 
eingetragen werden. Daſſelbe wird in zweifacher Ausfertigung angelegt, und 
werden die Unikate von der Direktion, die Duplikate aber von dem Buͤrgermei⸗ 
ſter (Amtmann) gefuͤhrt. Die Fuͤhrung und Berichtigung der Kataſter bleibt 
beſonderer, von der Direktion mit Genehmigung Unſeres Sberpraͤſidenten zu er⸗ 
theilender Inſtruktion vorbehalten. 

(Nr. 5129.) H. 94. 
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H. 94. 


Zur Erhebung der Feuerſozietaͤts-Beitraͤge erhält jeder Steuererheber eine 
beſondere Heberolle, welche von der Direktion fuͤr jeden Hebebezirk angefertigt 
und durch Vermittelung der Landraͤthe und Buͤrgermeiſter (Amtmaͤnner) den 
Erhebern zugeſtellt wird. 


H. 95. 


Die Kaſſengeſchaͤfte find fo zu betreiben, daß alle Geldverſendungen zwi: 
ſchen der Sozietaͤtskaſſe und den einzelnen Rezepturen, unter Vermittelung der 
Regierungs-Hauptkaſſen, moͤglichſt vermieden, die der erſtern obliegenden Zah— 
lungen auf die letztern angewieſen und demnach von den letztern an die erſtere, 
ſo viel irgend thunlich iſt, nur Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten 
Zahlungen eingeſandt werden. 


F. 96. 


Zu dieſem Zwecke kann, wiewohl die Direktion ihrerſeits alle Zahlungs: 
Anweiſungen an die Sozietaͤtskaſſe ergehen läßt, der Rendant der letztern alle 
vorkommenden Zahlungen auf die einzelnen Rezepturen anweiſen. 


H. 97. 


Die einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen leiſten aber alle Auszahlungen ihrer— 
ſeits nur im Namen und fuͤr Rechnung der Sozietaͤtskaſſe auf deren allgemeine 
oder beſondere Anweiſung und duͤrfen keine Auszahlung ohne ſolche Anwei— 
ſung leiſten. 


$. 98. 


Alle Zahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Direktion nachgeſucht 
und juſtifizirt werden, von welcher ſie feſtzuſetzen und anzuweiſen ſind. 


$. 99. 


Von der Sozietaͤtskaſſe ſoll, ſobald der Baarbeſtand fuͤnftauſend Thaler 
erreicht, jeder hoͤhere oder ſonſt augenblicklich entbehrliche Beſtand bei der Bank 
oder Provinzial-Huͤlfskaſſe zinsbar belegt, auch, ſobald der Rechnungsuͤberſchuß 
bei einem Jahresabſchluß einſchließlich der belegten Kapitalien Einhundert tauſend 
Thaler uͤberſteigt, allen Theilnehmern der Sozietät ein aliquoter Theil des näch— 
ſten Beitrags durch die Direktion erlaſſen und ſolches durch die oͤffentlichen 
Blatter bekannt gemacht werden. Dagegen ſoll aber auch, um außerordentliche 
Beitragsausſchreiben moͤglichſt zu vermeiden, die Direktion autoriſirt ſein, in den 
dazu geeigneten Faͤllen auf kurze Zeit Darlehne zu entnehmen. Eh 
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$. 100. 


Die Reviſion der einzelnen Feuerkaſſen⸗Rezepturen liegt den reſp. Kaſſen⸗ 
Kuratoren ob, die darauf zu halten haben, daß die Sozietaͤtsbeitraͤge gehörig 
eingezogen und die angewieſenen Zahlungen a geleiſtet werden. Auch die 
Landraͤthe haben darauf zu wachen, daß dieſem Allen gehörig genügt werde. 

Eine Rechnungsabnahme durch die Direktion findet bei den einzelnen 
Feuerkaſſen⸗Rezepturen nicht ſtatt; es hat vielmehr nur, alljährlich nach Ablauf 
der Hebetermine, jeder Steuererheber feine völlig erledigte Original-Heberolle an 
die Direktion einzuſenden. 


$. 101. 


Der Direktion liegt bei eigener Verhaftung ob, darauf zu halten, daß 
die Ablieferung der Heberollen und der Beiträge ſelbſt reſp. baar und in Quit⸗ 
tungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen prompt erfolge, und zu 
dem Zwecke bei der Sozietaͤtskaſſe für jeden Steuererheber ein beſonderes Konto 
gefuͤhrt werde. 


$. 102. 


8 Sozietätskaſſe legt alljährlich eine foͤrmliche und vollſtändige Rech— 
nung ab. 


F. 103. 


Dieſe wird zunaͤchſt von dem Sozietaͤts-Direktor abgenommen und revi⸗ 
dirt und dann dem Oberpraͤſidenten eingereicht, der ſolche dem naͤchſten Pro— 
vinziallandtage vorzulegen hat, welchem die Superreviſion und die Ertheilung 
der Decharge aufieht. Auch muß, nachdem folche erfolgt, der ſummariſche In⸗ 
halt der Rechnung ſelbſt, ſo daß daraus die Verſicherungsſummen, nach den 
Klaſſen geſondert, die Summen der ordentlichen und reſp. der außerordentlichen 
Beiträge, die Summe der gezahlten Brandverguͤtungsgelder, nach Klaſſen ge⸗ 
ſondert, die Summe der Gehälter u. ſ. w. zu entnehmen find, durch die Amts⸗ 
blaͤtter zur Öffentlichen Kenntniß gebracht und eine Ausfertigung dieſer Bekannt— 
machung an das Miniſterium des Innern eingeſandt werden. 


$. 104. 


Die Juſtifikation der Kaſſeneinnahmen erfolgt auf folgende Weiſe: 

a) Das Soll der ordentlichen Beiträge wird durch ein foͤrmlich ausgefer⸗ 
tigtes Atteſt der Direktion über den Hauptbetrag aller (einzeln darin auf- 
zuführenden) Heberollen (F. 94.) belegt. 

b) Von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eintreten, oder 
welche Strafbeitraͤge zu entrichten, oder Beitragserhoͤhungen nachzuzahlen 
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verpflichtet ſind, hat die Direktion eine beſondere Deſignation, oder aber 

ein Atteſt, daß Zugang dieſer Art nicht ſtattgefunden habe, zum Rech— 

nungsbelege auszufertigen. 

5 c) Ein etwaiger außerordentlicher Beitrag wird durch das Ausſchreiben der 
Direktion ($. 28.) in beglaubigter Ausfertigung, und eine etwaige außer⸗ 
ordentliche Einnahme durch die ausgeferkigte Einnahmeorder derſelben 
belegt, und 

d) wenn Beitraͤge in Ruͤckſtand bleiben, ſo ſind ſolche Reſte durch beſondere 

5 Atteſte, und wenn fie gar unbeibringlich werden ſollten, durch beſondere 

7 Niederſchlagungsorders der Direktion nachzuweiſen. 


$. 105. 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandverguͤtungen“ 
d durch foͤrmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zahlungsorders der 
* Direktion, ſowie durch gehörige Quittungen der Empfänger zu juſtifiziren. 

Die Gehälter der Beamten der Sozietaͤt, ſowie der Buͤreauarbeiter wer⸗ 


* den durch die betreffenden Landtagsbeſchluͤſſe und kaſſenmaßige Quittungen, die 

8 uͤbrigen Buͤreaukoſten durch die Anweiſungen der Direktion reſp. Quittungen 

| der Empfänger, die Tantiemen der Elementarerheber durch die Summen der 

en von ihnen eingehobenen Gelder, und die Remuneration der Buͤrgermeiſter (Amt: 
2 maͤnner) durch die von der Direktion feſtgeſetzten Liquidationen und die Quit⸗ 

tungen der Empfaͤnger juſtifizirt. 

. ER $. 106. 

5 Alle Jahresrechnungen müffen in folgender Form angelegt werden: 

5 1) Bei der Einnahme ſind die ordentlichen Beiträge in dem erften Einnahme: 

= Titel für jede Klaſſe abgeſondert, und bei jeder mit Angabe der Gene: 
x ralſumme der die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungskapitalien 
2 und des fuͤr die Abtheilung reglementsmaͤßig ſtattfindenden Prozentſatzes 

er in Rechnung zu ftellen, wogegen dann die außerordentlichen Beiträge, da 

2 fie ſich von ſelbſt nach den ordentlichen berechnen, in dem zweiten Ein⸗ 

1 nahmetitel ohne dieſe Unterſcheidungen in folle verrechnet werden koͤn— 

Be nen, und 

2) bei der Ausgabe muß in dem erften Ausgabetitel an bezahlten Brand— 

ee verguͤtungen jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgeführt und in 

2 beſonderen Kolonnen vorn die Verſicherungsſumme des Gebaͤudes nach— 

Be gewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehört, bezeichnet, und die Hoͤhe 

a der gezahlten Entſchaͤdigung vermerkt werden. 

$. 107. 


g f Die Sozietaͤtskaſſe muß von dem Direktor wenigſtens von vier zu vier 
Wochen revidirt, außerdem aber von Zeit zu Zeit nach Gutbefinden des Ober— 
praͤ⸗ 
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praͤſidenten, jedoch wenigſtens einmal jährlich, einer außerordentlichen Reviſion 
unterworfen werden. 


H. 108. 


Jedem Provinziallandtage muß durch den Oberpräfidenten ein von der 
Direktion abgefaßter Bericht über den Zuſtand der Sozietät vorgelegt werden, 
welchem dann zugleich die noch nicht dechargirten Rechnungen (H. 103.) anzu⸗ 
ſchließen ſind. Dem Provinziallandtage ſteht es frei, ſich bei dieſer Gelegenheit 
alle Verhandlungen der Direktion vorlegen zu laſſen, und, wenn ſich darin An⸗ 
155 zu Bemerkungen findet, ſolche in Form der Petitionen zur Sprache zu 

ringen. ü 


L. Verfahren in Rekurs- und Streitfällen. 


$. 109. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Ortsbehoͤrden oder Anfragen der 
letztern ſind Zunaͤchſt bei der Direktion und weiterhin bei dem Oberpraͤſidenten, 
in höchſter Inſtanz aber bei Unſerem Miniſter des Innern anzubringen; die 
Beſchwerden uͤber die Direktion und die Anfragen, welche von dieſer zu machen 
ſein möchten, gelangen zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten, und weiterhin gleich⸗ 
falls an Unſern Miniſter des Innern. f 8 f 


$. 110. 


Bei Streitigkeiten zwiſchen der Sozietät und einem Aſſoziirten findet ent⸗ 
weder der Rekurs, oder der ordentliche Weg Rechtens ſtatt. Der Weg Rech: 
tens iſt nur zulaͤſſig, wenn der Streit ſich auf die Frage bezieht, ob der (an⸗ 
geblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betroffenen Brandſchadens uͤberhaupt 
als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm uͤberhaupt eine Brand⸗ 
ſchadensverguͤtung zu verſagen ſei oder nicht. Der Rekurs iſt bei allen Strei— 
tigkeiten zulaͤſſig, wo ſolcher nicht durch beſondere Beſtimmung ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen ift (F. 57.). Iſt in einem Falle, wo der Rechtsweg zulaͤſſig, von 
dem Betheiligten der Weg des Rekurſes einmal gewaͤhlt, ſo findet der Rechts— 
weg nicht mehr ſtatt. 


$. 111. 


Der Rekurs geht zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten und dann an Unſern 
Miniſter des Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die endliche und 
rechtskraͤftige iſt. Der Rekurs muß binnen einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen, 
vom Tage der Inſinuation der Feſtſetzung der Direktion reſp. der Entſcheidung 
des Oberprafidenten, eingelegt werden; die Provokation auf den Weg Rechtens 
iſt binnen einer gleichen Friſt anzubringen. 

Wo der Weg Rechtens zulaͤſſig und von dem Intereſſenten gewaͤhlt iſt, 

(Nr. 5129.) muß 
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muß die Klage innerhalb ſechs Monaten nach dem Ablauf obiger Prakluſivfriſt 
bei dem behoͤrigen Gerichte eingelegt werden, widrigenfalls die Feſtſetzung der 
Direktion in Rechtskraft uͤbergeht. 


M. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 112. 


Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwaͤrtige Reglement in Kraft tritt, 
wird nach Beendigung der dazu noͤthigen Vorarbeiten auf den gutachtlichen 
Antrag der Direktion von dem Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt, und iſt von letzterem 
wiege vier Wochen vorher durch die Amtsblaͤtter der Provinz bekannt 
zu machen. 


$. 113. 


Die bisherigen, in den Kataſtern eingetragenen Verſicherungen bleiben in 
voller Wirkſamkeit unter denjenigen Modifikationen, welche aus den Beſtimmun⸗ 
gen des gegenwaͤrtigen Reglements hervorgehen. Prozeſſe wegen Streitigkeiten, 
deren Veranlaſſung entſtanden iſt, bevor das gegenwartige Reglement in Kraft 
getreten iſt, ſind noch nach den Beſtimmungen des Reglements vom 5. Januar 
1836. und den darauf bezuͤglichen weiteren Verordnungen zu entfcheiden. 


§. 114. 


Die zur Ausfuhrung dieſes Reglements erforderlichen Inſtruktionen hat 
die Direktion unter Genehmigung des Oberpraͤſidenten zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 26. September 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Gr. v. Schwerin. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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